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1. Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeinde Rhumspringe hat die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Dorfmitte“ 
beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich in der Ortsmitte Rhumspringes westlich der Straße 
„Mühlenbrücke“ zwischen der Rhume im Norden und der Dechant-Hermann-Straße im 
Süden. Er wird auf dem Deckblatt dieser Begründung im Maßstab 1:5.000 dargestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Gieboldehausen weist für den Geltungs-
bereich dieses Bebauungsplanes eine Gemeinbedarfsfläche mit den Zweck-
bestimmungen „öffentliche Verwaltung“, „Gemeinschaftshaus/Festhalle“ und „Hallenbad“ 
sowie ein Symbol für eine Versorgungsanlage - Gas aus. Weiterhin wird ein Sanierungs-
gebiet dargestellt. 

Gemäß § 13a (2) Nr. 2 BauGB wird der Flächennutzungsplan infolge der vorliegenden 
Bebauungsplanung berichtigt und der überplante bebaute Bereich in die südwestlich über 
südlich bis nordöstlich umgebenden Darstellung einer gemischten Baufläche einbezogen. 
Eine Sanierung ist für die Ortsmitte Rhumspringes bislang nicht konkret vorgesehen 
worden und steht auch aus heutiger Sicht für die Zukunft nicht an. Dennoch wird die ent-
sprechende Kennzeichnung aus der Ursprungsfassung des Flächennutzungsplanes 
übernommen, weil für ihre Streichung, die nur im Gesamtzusammenhang sinnvoll sein 
könnte, kein Auftrag besteht. 

 
2.2 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Der Planbereich ist vollständig mit einem Hotel einschließlich Veranstaltungstrakt sowie 
einem weiteren Gebäude bebaut, das ein Hallenbad beinhaltet und früher als Bettenhaus 
für das Hotel mit genutzt wurde. Der Freibereich im Nordwesten des Planbereiches ist 
parkähnlich angelegt und beinhaltet einige Einzelbäume. Nördlich grenzt die Rhume an, 
die als Natura 2000 - Gebiet gemeldet ist. 

 
2.3 Überschwemmungsgebiet 

Ein Teil des Planbereiches liegt derzeit noch innerhalb eines gesetzlichen Über-
schwemmungsgebietes, für das jedoch eine Neuabgrenzung bevorsteht. Nach den Fest-
stellungen des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und 
Naturschutz (NLWKN) wird die Neuabgrenzung des Überschwemmungsgebietes diesen 
Bereich zukünftig nicht mehr umfassen. Derzeit ist diese Neuabgrenzung aber noch nicht 
rechtskräftig geworden, so dass nach wie vor der bisherige Rechtsstand zu berücksichti-
gen ist. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan, M 1 : 5.000 
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Berichtigung des Flächennutzungsplanes, M 1 : 5.000 
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Eine Bauplanung im Hochwasserschutzbereich ist möglich, wenn 
- keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen 

werden können, 
- das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt, 
- eine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu 

erwarten sind, 
- der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst 

werden können, 
- die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehen-

dem Rückhalteraumumfang funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
- der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird, 
- keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind, 
- die Belange der Hochwasservorsorgen beachtet sind und 
- die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser, das der 

Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zugrunde gelegt wurde, keine baulichen 
Schäden zu erwarten sind. 

Auf dieser Grundlage werden in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde beim 
Landkreis Göttingen die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes getroffen. Sie 
bewirken, dass eine danach zulässige Maßnahme 

- die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust 
von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird, 

- den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 
- den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
- hochwasserangepasst ausgeführt wird. 

 
 
3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Nachdem das hier ansässige Hotel bereits vor längerer Zeit geschlossen wurde und 
nunmehr auch das Hallenbad nicht weiter betrieben werden kann, soll der Bereich einer 
anderen Nutzung zugeführt werden können.  

Der Bebauungsplan dient der Innenentwicklung im Sinne des § 13a (1) BauGB, ohne 
dass eine zulässige Grundfläche, die den Grenzwert nach § 13a (1) Satz 2 Nr. 2 BauGB 
überschreiten würde, festgesetzt wird. Durch die Planung wird kein Vorhaben ermöglicht, 
das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung begründete. Es 
liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Erhaltungsziele und der Schutzzweck 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete 
oder Belange des Artenschutzes im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes wesentlich 
beeinträchtigt werden könnten. Erhebliche negative Umweltauswirkungen der Planung 
sind somit nicht zu erwarten. Der Bebauungsplan kann damit im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden. Von einer Umweltprüfung mit anschließendem Umwelt-
bericht wird gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB abgesehen. 
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Nach der öffentlichen Auslegung des Planentwurfes wurden die überbaubaren Flächen 
verkleinert, bauliche Anlagen als Hochbauten innerhalb des gesetzlichen Über-
schwemmungsgebietes der Rhume ausgeschlossen und Leitungstrassen in die Planung 
übernommen. Hierzu wurde eine erneute öffentliche Auslegung mit Benachrichtigung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) Satz 1 BauGB 
erforderlich. 

 
3.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Es wird ein Mischgebiet festgesetzt, nachdem dieser Bereich der Ortsmitte Rhumspringes 
durch eine Mischung von Wohnen, gewerblichen und dienstleistenden Nutzungen sowie 
Geschäftsnutzungen geprägt wird. Außerhalb der überbaubaren Flächen und in der 
Grünfläche werden bauliche Anlagen als Hochbauten ausgeschlossen, um den Hoch-
wasserabfluss im gesetzlichen Überschwemmungsgebiet der Rhume nicht zu behindern. 
Der Landkreis Göttingen hat darauf hingewiesen, dass mit Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Förderung des Klimaschutzes am 30.07.2012 die Gemeinden gehalten seien, im Rahmen 
der Bauleitplanung gem. § 1a (5) BauGB den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tragen. Bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen sei dieser Grundsatz in der Abwägung nach § 1 (7) BauGB zu berück-
sichtigen. Konkrete Maßnahmen sind innerhalb der vorliegenden Planung nicht vor-
gesehen, da ein Bedarf innerhalb dieser Bauleitplanung nicht erkannt wird. 

Das Maß der baulichen Nutzung lässt eine flächensparende Bebauung zu, damit 
angesichts der geringen Größe des Planbereiches eine der Lage des Baugebietes in der 
Dorfmitte Rhumspringes angemessene bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglicht 
werden kann. Der Bereich war am 1.8.1962 überwiegend bebaut, so dass gemäß § 17 (3) 
BauNVO eine Überschreitung der Obergrenzen des Maßes der baulichen Nutzung mög-
lich ist, weil die gewachsene bauliche Struktur diese Überschreitung bereits beinhaltet 
und öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Für den nordöstlichen Planbereich 
bedeutet dies, dass das vorhandene dreigeschossige Gebäude eine Geschossflächen-
zahl von 1,8 benötigt, die seinem Bestand entspricht, während für den übrigen Plan-
bereich eine Überschreitung der Maßzahlen von bis zu 0,1 ausreichend ist, um die 
Bebauung der historisch gewachsenen Dorfmitte planungsrechtlich abzudecken. 

 
3.3 Bauweise, Baugrenzen 

Es wird keine bestimmte Bauweise festgesetzt, weil in diesem zentralen Bereich Maß-
gaben über die allgemein geltenden Vorschriften der Niedersächsischen Bauordnung 
hinaus nicht erforderlich sind.  

Die Baugrenzen ermöglichen eine Bebauung, wie sie hier bislang vorhanden ist. Eine 
Erweiterung der Gebäude ist aufgrund der überwiegenden Lage innerhalb des gesetz-
lichen Überschwemmungsgebietes der Rhume nur so weit möglich, wie es mit der Unte-
ren Wasserbehörde beim Landkreis Göttingen abgestimmt wurde. 
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3.4 Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung des Gebietes erfolgt über die angrenzenden vorhandenen 
Straßen. Weitere öffentliche Erschließungsanlagen sind nicht erforderlich. 

Die derzeit vorhandene Stellplatzanlage wird in ihrem Bestand nicht angegriffen, muss 
aber auch nicht zwingend bestehen bleiben. 

 
3.5 Grün 

Entsprechend der ursprünglichen Flächennutzungsplanung wird der parkähnliche Garten 
im Nordwesten des Planbereiches als private Grünfläche festgesetzt. Damit wird sicher-
gestellt, dass er in der unmittelbaren Nachbarschaft zur Rhume erhalten bleibt. 

 
 
4. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind im Bereich des Bebauungsplanes nicht 
bekannt. 

 
4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Baugebietes ist sichergestellt. 

Für die vorhandenen Regen- und Schmutzwasserleitungen werden Flächen gesichert. 
 
4.4 Städtebauliche Werte 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von 0,6219 ha 

davon sind 
Mischgebiet  0,3570 ha 
private Grünfläche – Parkanlage 0,1630 ha 
Verkehrsfläche  0,1019 ha 

 
 
Die Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB hat zusammen mit dem Bebauungsplan Nr. 15 

„Dorfmitte 

vom 29.12.2011 bis einschließlich 30.1.2012 

sowie erneut vom 15.3.2012 bis einschließlich 29.3.2012 

öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Gemeinde Rhumspringe beschlossen. 

Rhumspringe, den 18.04.2012 
 
 Siegel 
                                                                                                  gez. Franz Jacobi 

Bürgermeister                            


